
 
 

_______________________________ 
 
Zur besseren Lesbarkeit wird in diesem Beitrag bei Bedarf das generische Maskulinum verwendet. Personen-
bezeichnungen und personenbezogene Wörter beziehen sich sodann auf alle Geschlechter. 

 

 

 

GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz verabschiedet 
 
Mit dem GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz soll die finanzielle Situation der gesetzlichen 
Krankenkassen stabilisiert und ein Anstieg der (Zusatz-)Beiträge begrenzt werden. Dem Gesetz 
wurde mit Änderungen zugestimmt. Es ist zum 30.7.2026 mit ersten Streichungen wie der 
Streichung von Cannabis-Blüten als Heilmittel und Homöopathie für Kinder unter 12 Jahren in Kraft 
getreten. Weitere Änderungen greifen zum 1.1.2027 bzw. ab 1.1.2028 oder später. 
 
Vergütungen der GKV dürfen grundsätzlich nur noch entsprechend der tatsächlichen 
Kostenentwicklung oder der Grundlohnrate steigen – maßgeblich ist der niedrigere Wert. Für 2027 
bis 2029 wird die Obergrenze zusätzlich um einen Prozentpunkt reduziert. 
 
Die Vergütungssteigerungen der Kliniken und grundsätzlich die Pflegebudgets werden begrenzt. 
Tarifsteigerungen oberhalb der maßgeblichen Obergrenze können nur noch teilweise berück-
sichtigt werden. Zusätzliches Personal zur Erfüllung bestimmter Personalvorgaben bleibt 
besonders berücksichtigt. Auch im ambulanten Bereich wird die Ausgabenentwicklung stärker an 
die Einnahmen der Krankenkassen gekoppelt. Durch ein Zweitmeinungsverfahren für planbare und 
besonders häufige Eingriffe sollen medizinisch nicht notwendige Eingriffe und damit Kosten 
vermieden werden. 
 
Ärzte und Psychotherapeuten kritisieren die Abschaffung gesonderter Budgetierungen. Andere 
Sondervergütungen, z. B. die Sondervergütung für die Befüllung der elektronischen Patientenakte 
werden gestrichen. Das Hautkrebsscreening soll nach Fachvorschlägen ab 2028 auf eine 
risikobasierte GKV-Leistung umgestellt werden. 
 
Apotheken, Pharmazie und Krankenkassen erfahren Kürzungen, Zuzahlungen für Versicherte auf 
Heilmittel werden um 50 % angehoben. Die Festzuschüsse auf Zahnersatz werden um 10 % 
gekürzt. Ein Teil der Aufwendungen für Grundsicherungsempfänger soll jährlich steigend stärker 
aus Bundesmitteln finanziert werden. Zuzahlungsbegrenzungen für chronisch Kranke und 
mittellose Menschen bleiben bestehen. 
 
Die Beitragsbemessungs- und Pflichtversicherungsgrenzen für Versicherte steigen um 3.600 € 
jährlich. Es werden ein Teil-Arbeitsunfähigkeits- und Teil-Krankengeld eingeführt. Genaueres legt 
der Gemeinsame Bundesausschuss fest. Die beitragsfreie Familienversicherung wird mit 
Ausnahmen abgeschafft. Der Beitragszuschlag kostet 2,5 % monatlich. Beitragsfrei bleiben Kinder 
bis zum 18. Lebensjahr und ggf. darüber hinaus, z. B. aufgrund von Ausbildung oder Behinderung. 
Ehe- und Lebenspartner können beitragsfrei mitversichert sein als Rentner im Regelalter, bei 
Erwerbsunfähigkeit, Behinderung, Pflegebedürftigkeit, ebenso Bezieher von Grundsicherung. 
 
Ab 2028 soll eine Abgabe auf zuckerhaltige Getränke eingeführt werden.  
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